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Sicherheitsfirma beschäftigte verurteilten Dieb 
Ein Deutscher fand trotz hängiger Gefängnisstrafe eine Arbeit in Basel – Überprüfung stiess ins Leere

Von Nadine A. Brügger

Basel/Lörrach.� Als bei der Lörracher 
Filiale einer deutschen Ladenkette der 
Umsatz aus unerklärlichen Gründen 
sank, obwohl Waren das Lager verlies-
sen, wurde der Besitzer misstrauisch. 
Um dem Mysterium auf den Grund zu 
gehen, stellte er einen Privatdetektiv 
an. Als dieser beim Observieren des Ver-
dächtigen aus seinem Auto gerissen und 
spitalreif geprügelt wurde, und Dro-
hungen gegen Betroffene ausgespro-
chen wurden, gingen diese zur Polizei.    

Überwachungskameras belegten, 
was die Beteiligten aufgedeckt hatten: 
Alex Petrov*, Abteilungsleiter der be-
troffenen Filiale, hatte Waren im Wert 
von mehreren Tausend Euro mitgehen 
lassen. Dabei war der aus Russland 
stammende Deutsche nicht allein: In 
der Anklage steht, dass Petrov wieder-
holt russische Landsleute mit vollge-
packten Einkaufswagen durch die Kas-
se geschleust hat. Dabei bezahlten sie 
nur einzelne Artikel oder legten gar 
nichts aufs Band. Das Amtsgericht Lör-

rach verurteilte den während mehr als 
zehn Jahren angestellten Petrov zu 21 
Monaten ohne Bewährung. Der Richter 
war sicher, dass Petrov nur für die «Spit-
ze des Eisbergs» verurteilt wurde. Für 
mehr reichte die Beweislage nicht. La-
denbesitzer und Umfeld waren erleich-
tert, den straffälligen ehemaligen Ange-
stellten hinter Schloss und Riegel zu 
wissen. Umso grösser der Schock, als 
der Mann ihnen im vergangenen Jahr  
beim St. Jakobspark plötzlich wieder 
gegenüberstand – in der Uniform eines 
Sicherheitsangestellten der Protectas. 

Auszüge waren in Ordnung
Angesichts der Tatsache, einen vor-

bestraften Dieb angestellt zu haben, um 
die Sicherheit ihrer Kunden und deren 
Besitz zu garantieren, hat die Protectas 
den Anstellungsprozess rekonstruiert. 
«Von allen Bewerbern fordern wir Aus-
züge aus dem Straf- und Betreibungsre-
gister», erklärt Roman Lehmann von 
Protectas Schweiz die Anstellungsvor-
aussetzungen. «Doch Leute aus dem 
Ausland sind schlechter überprüfbar.» 

Die Angaben in ihren Registern können 
laut Lehmann nur schwer verifiziert 
werden, denn «als private Firma haben 
wir nicht dieselben Möglichkeiten wie 
die Polizei». Die Protectas überprüft 
ihre Angestellten nicht nur bei Arbeits-
antritt, sondern auch während des An-
stellungsverhältnisses. Dazu fordert sie 
alle zwei Jahre die Auszüge aus dem 
Straf- und Betreibungsregister an. Die 
Dokumente des vorbestraften, in 
Deutschland wohnhaften Petrov waren 
stets in Ordnung, sprich leer. Wie ist das 
möglich? Wie können Grenzen im mo-
dernen Europa den Informationsfluss 
dermassen behindern?

Einzelne Kantone, wie der Kanton 
Aargau, kennen eine polizeiliche Mel-
depflicht für Sicherheitsangestellte. 
Aufgrund eines Einsatzes im Aargau 
meldete die Protectas ihren Angestell-
ten im März 2012 bei der Kantonspoli-
zei an. Der Bescheid war negativ: Nicht 
einmal diese stiess auf das in Deutsch-
land gesprochene Urteil. Stattdessen 
gab sie grünes Licht. Ein weiteres Jahr 
sollte vergehen, ehe Petrov endlich über 

seine Taten stolperte: Im Mai 2013 wur-
de die Protectas von der Staatsanwalt-
schaft Baselland darüber informiert, 
dass ihr Mitarbeiter schwerer Straftat-
bestände beschuldigt werde und sich in 
Untersuchungshaft befinde. «Wir haben 
umgehend die Kündigung ausgespro-
chen», so Lehmann.

Dass Petrov sein Arbeitsverhältnis 
mit der Protectas trotz hängiger Ge-
fängnisstrafe in Deutschland aufrecht-
erhalten konnte, ist entweder mit einem 
Vollzugsaufschub oder mit einem offe-
nen Vollzug, bei dem der Gefangene 
während des Tages seiner Arbeit nach-
gehen kann, erklärbar. Der Arbeitgeber 
muss dabei nicht informiert werden. So 
genoss der gewalttätige Dieb als Sicher-
heitsmann ungehindert das Vertrauen 
seiner ahnungslosen Kunden. Dass we-
der Protectas noch Polizei ein polizeili-
ches Führungszeugnis in Deutschland 
anforderten, ist das eine. Dass die Be-
hörden Strafregister und Zeugnisse un-
tereinander nicht abgeglichen und 
grenzüberschreitend ausgetauscht ha-
ben, das grosse andere. *Name geändert

Riehen erhält 
Eingangstor
Bebauungsplan für Wohn- und 
Gewerbehaus bei der Grenze

Von Daniel Wahl

Riehen.� Die Visitenkarte, die Riehen 
für Einreisende von Deutschland unmit-
telbar nach dem Zoll Lörrach abgibt, ist 
wenig anmutend. Da steht der gedunge-
ne, baufällige Kiosk, respektive die alte 
Wechselstube, und vier graue Garagen-
tore. Die niederen Bauten sollen nun ei-
nem vierstöckigen Wohn- und Ge-
schäftshaus Platz machen, das von Im-
mobilien Basel-Stadt entwickelt und im 
Baurecht abgegeben werden soll. Damit 
erhält die Gemeinde Riehen ein Gebäu-
de mit Torwirkung.

Die 352 Quadratmeter grosse Par-
zelle befindet sich an der Lörracher-
strasse 139 in der Zone 3 mit Gewerbe
erleichterung und hätte laut einer soge-
nannten Potenzialstudie, die im Auftrag 
von Immobilien Basel-Stadt erstellt 
wurde, «eine hohe Bebauung bis in die 
Hofzone der angrenzenden Liegen-
schaften erlaubt – eine Bruttogeschoss-
fläche von 784 Quadratmetern».

Eine solche Bebauung nach Regel-
bauweise hätte den Charakter des Ortes 
erheblich beeinträchtigt, befanden die 
Riehener Ortsbildkommission und der 
Gemeinderat, weshalb man sich im No-
vember 2012 entschieden hat, von den 
örtlichen Zonenvorschriften abzuwei-
chen und einen Bebauungsplan zu er-
stellen. «Uns ist bewusst, dass dieses 
Eingangstor zu Riehen ein sensibler Be-
reich ist. Wir haben daher die bestmög-
liche Lösung erarbeitet, die die Eigen-
tumsrechte wenig beschneidet und 
Rücksicht auf eine gute Gesamtwirkung 
nimmt», sagt der zuständige Gemeinde-
rat Daniel Albietz.

Kopfbau als Visitenkarte
So wurde im Einverständnis der 

Basler Liegenschaftsbesitzerin ein vier-
stöckiges Haus in der Zone 3 gewährt, 
allerdings darf ein Teil des Objekts in 
der Folge nur eingeschossig auf eine 
Höhe von 4,2 Meter gebaut werden. Die 
Bruttogeschossfläche wurde dabei nur 
unwesentlich verkleinert, das ganze Ge-
bäude dürfte aber weniger wuchtig wir-
ken. Das nun vorliegende Modell stellt 
gemäss Bebauungsplan im vorderen 
Teil einen vierstöckigen Kubus dar, der 
das Kopfende der Häuserzeile an der 
Lörracherstrasse bildet. Dem Kopfbau 
angeschlossen ist ein eingeschossiger 
Nebenbau zur Wieseebene hin. Die 
Fassadenhöhe sei so gewählt, dass der 
Bau als Eckpfeiler zwischen Eingangs
tor von Riehen erkennbar sei, heisst es 
in den Planunterlagen.

Wie die Gemeinde Riehen weiter 
mitteilt, übernehme der Neubau zwi-
schen den viergeschossigen und den 
zweigeschossigen Häusern an der Lör-
racherstrasse eine architektonisch ver-
mittelnde Rolle ein; das Geviert mit 
dem Neubauprojekt zwischen dem 
Grenzübergang, Tankstelle, Lörracher-
strasse und Lastwagen-Kontrollschlaufe 
erhalte einen «Rückhalt und An-
schluss». Ferner muss das Wohn- und 
Gewerbehaus den Minergie-P-Standard 
erfüllen und ans Fernwärmenetz der 
Gemeinde angeschlossen werden.
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Nachbesserung für Verkehrskonzept
Fünf Vorstösse im Grossen Rat wollen dem Gewerbe die Zufahrt zur Innenstadt erleichtern

Von Christian Fink

Basel.� «Allen kann man es nicht recht 
machen», sagte die grünliberale Gross-
rätin Martina Bernasconi. Gleichwohl 
hat das Verkehrskonzept Innenstadt  
Nachbesserungsbedarf. Dies zumindest 
ist die Meinung von fünf Grossrätinnen 
und Grossräten, die im Parlament ge-
meinsam fünf Vorstösse einreichen. Da-
bei geht es vor allem um eine rasche 
Verbesserung der Situation für das Ge-
werbe. 

Es könne nicht rechtzeitig oder nur 
in ungenügenden Zeitrastern angeliefert 
werden, so der Direktor des Gewerbever-
bandes Basel-Stadt, Gabriel Barell. «Wir 
sind zwar für eine attraktive Stadt, aber 
mit dem und nicht gegen das Gewerbe.» 
Das neue Verkehrsregime schränke viele 
Unternehmen in und ausserhalb der 
Kernstadt in ihrer Geschäftstätigkeit ein. 
In der Begleitgruppe des Justiz- und Si-
cherheitsdepartements hätten nur für 
einen kleinen Teil der Härtefälle befrie-
digende Lösungen gefunden werden 
können, hiess es anlässlich der Medien-
orientierung beim Gewerbeverband.

Pasqualine Balmelli-Gallacchi von 
der CVP fordert in ihrer Motion gewerbe-
freundlichere Güterumschlagzeiten in 
der Innenstadt. Dabei geht es um eine 
«moderate Ausweitung der Anliefe-
rungszeiten». Sie sollen neu zwischen  
5 und 11 Uhr, also eine Stunde länger, 
gelten. Selbiges soll auch für den Sams-
tag gelten. 

Martina Bernasconi (GLP) verlangt 
in ihrer Motion, dass Unternehmen mit 
eigenem Produktionsbetrieb in der In-
nenstadt zwecks Güterumschlag jeder-
zeit mit Ökofahrzeugen zu ihrem Unter-
nehmensstandort zu- und wegfahren 

können. Für die Umstellung auf neue 
Fahrzeugtypen soll eine Übergangsfrist 
von mindestens zwei Jahren gelten. 

Hoher Aufwand für Gebühren
Mirjam Ballmer von den Grünen 

wiederum schlägt in ihrer Motion          
ein privatwirtschaftliches City-Logistik-
Modell vor. Der Regierungsrat soll eine 
bestimmte Anzahl von Betriebskonzes-
sionen für Kurierbetriebe erteilen. Mit 
dieser Konzession wäre es Kurierunter-
nehmen gestattet, jederzeit mit lärm- 
und schadstoffemissionsarmen Öko-
fahrzeugen in die Innenstadt zu fahren, 

sofern das abzuholende oder zu liefern-
de Produkt nicht per Velo mit Anhänger 
oder einem Lasten-E-Bike transportiert 
werden kann.

Andreas Zappalà (FDP) möchte ein 
gerechteres, einfacheres und günstige-
res Gebührensystem. Für Gewerbetrei-
bende in der Kernzone fielen ausserhalb 
der Güterumschlagzeiten neben dem 
administrativen Aufwand rasch Gebüh-
renrechnungen von mehreren Hundert 
Franken an. Gleichzeitig zahle ein Be-
trieb mit einem zweiwöchigen Auftrag 
lediglich eine Gebühr von zwanzig 
Franken. «Diese Ungleichbehandlung 

ist nicht nachvollziehbar», zumal die 
beabsichtigte Lenkungswirkung der Ge-
bühren nicht notwendig sei, da durch 
die Prüfung der Gesuche ohnehin eru-
iert werde, ob die Erteilung einer Aus-
nahmebewilligung gerechtfertigt sei 
oder nicht.

Heiner Vischer (LDP) schliesslich 
möchte im Sinne einer klaren und un-
bürokratischen Durchsetzung der ver-
kehrsfreien Innenstadt eine Beschleuni-
gung der Planung für die Einführung 
eines Poller-Systems. Das entsprechen-
de Pilotprojekt am Spalenberg soll nicht 
erst in drei, sondern bereits in einein-
halb Jahren evaluiert werden und be-
reits im Sommer 2015 dem Grossen Rat 
vorgelegt werden. 

Das Vorstoss-Paket ist parteipoli-
tisch breit abgestützt. Denn nur so sei 
gewährleistet, dass die angestrebten 
Verbesserungen im Parlament mehr-
heitsfähig sind und schnell wirksam 
werden. Die Umsetzung der Vorstösse 
würde zu einer raschen Verbesserung 
der Situation für eine grosse Mehrheit 
der betroffenen Unternehmen führen, 
so Barell. Dabei sei auf unrealistische 
Maximalforderungen bei den Vorstös-
sen verzichtet worden. Einige der For-
derungen hätten von der Regierung 
und Verwaltung auch ohne politischen 
Auftrag umgesetzt werden können. 

Da dies bislang trotz der sich ab-
zeichnenden Probleme nicht passiert 
sei, fordert der Verband, dass die Behör-
den nach Überweisung der Vorstösse 
rasch tätig werden und bis zum Som-
mer Klarheit über die Verhältnisse in 
der verkehrsfreien Innenstadt herr-
schen. «Für viele der Betriebe und Ge-
werbetreibenden geht es dabei vor al-
lem um Rechtssicherheit.»

Eine letzte Runde.� Noch rollt der Individualverkehr über den Barfüsserplatz, mit 
dem neuen Verkehrsregime wird damit bald Schluss sein. � Foto Moira Mangione


